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Bei seiner Abwägung der Freiheit, in einem Fernsehinterview zu einer
Angelegenheit von öffentlichem Interesse Stellung zu nehmen, gegen die
Notwendigkeit, das Kindeswohl und die Persönlichkeitsrechte des Kindes zu
schützen, hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) eine
Verletzung des gemäß Artikel 10 der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) geschützten Rechts auf freie
Meinungsäußerung festgestellt. Der EGMR befand, dass die innerstaatlichen
Gerichte in Kroatien im Hinblick auf die Vertraulichkeit von Informationen, die in
einer Fernsehsendung über einen Sorgerechtsfall offengelegt wurden, einen zu
formalistischen Ansatz verfolgt hatten.

Die Beschwerdeführerin in diesem Fall, N. Š., ist die Großmutter eines kleinen
Kindes, dessen Eltern bei einem Autounfall starben. Kurz nach dem Unfall kam es
wegen des Sorgerechts zu einem Familienstreit und bei den anschließenden
Verwaltungsverfahren wurde das Sorgerecht dem Onkel des Kindes übertragen.
Der Unfall selbst und der darauffolgende Familienstreit zogen ein beträchtliches
Medieninteresse auf sich. Ein Zeitungsartikel enthielt ein Interview mit N. Š. sowie
eine Stellungnahme der Direktorin des Zentrums für Sozialfürsorge, das mit dem
Sorgerechtsverfahren befasst war. Der Name des Kindes wurde sowohl von N. Š.
als auch der Direktorin ausdrücklich erwähnt. Ein paar Monate später wurde der
Fall in einer Fernsehshow auf einem kommerziellen Fernsehsender ausführlich
diskutiert. Der Name des Kindes wurde vom Journalisten explizit erwähnt und die
Direktorin des Zentrums für Sozialfürsorge sprach im Einzelnen über die
Umstände des Sorgerechts. Ein paar Tage später nahm N. Š. an einer anderen
Fernsehshow teil, diesmal auf dem nationalen öffentlich-rechtlichen
Fernsehsender. Während des Interviews war ein Bündel Papiere vor N. Š. zu
sehen, als sie das Versagen des Sozialfürsorgesystems kritisierte, einschließlich
der entsprechenden Gerichtsverfahren zum Sorgerecht für das Kind. Nach der
Übertragung dieser Fernsehshow reichte der Onkel des Kindes wegen Verletzung
der Vertraulichkeit in Bezug auf das Verwaltungsverfahren zum Sorgerecht und
insbesondere wegen der Offenlegung der vollständigen Identität des Kindes eine
Strafanzeige gegen N. Š. ein. Die kroatischen Gerichte stellten fest, dass N. Š.
durch die Preisgabe von Informationen über das Sorgerechtsverfahren gemäß
dem Strafgesetzbuch in Verbindung mit einer Bestimmung des Familiengesetzes
eine Straftat begangen hat. N. Š. wurde zu einer Freiheitsstrafe von vier Monaten
verurteilt, die für zwei Jahre  auf Bewährung ausgesetzt wurde, sowie zur
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Übernahme der Kosten und Aufwendungen des Verfahrens in Höhe von
1.000 Kroatischen Kuna (HRK) (EUR 130). N. Š. reichte eine Beschwerde beim
Straßburger Gerichtshof ein und machte geltend, dass ihre strafrechtliche
Verurteilung wegen Verletzung der Vertraulichkeit in Bezug auf das
Verwaltungsverfahren zum Sorgerecht gegen Artikel 10 der EMRK verstoße.

Zunächst verwies der EGMR auf seine ständige Rechtsprechung und bekräftigte,
dass im Rahmen von Diskussionen oder Debatten zu Angelegenheiten von
öffentlichem Interesse ein hohes Schutzniveau im Hinblick auf die
Meinungsäußerungsfreiheit besteht. Dies gilt auch bei Angelegenheiten im
Zusammenhang mit der Funktionsfähigkeit eines Systems zur Entscheidung über
das Sorgerecht für Kinder und deren Schicksal. Wenn eine bestimmte Äußerung
eine Kritik darstellt, die sich an in amtlicher Funktion handelnde staatliche Organe
richtet, müssten diese Organe zudem weiter gesteckte Grenzen bei der zulässigen
Kritik hinnehmen als Privatpersonen. Da Kinder allerdings besonders gefährdet
sind, seien die innerstaatlichen Behörden verpflichtet, den angemessenen Schutz
ihres Rechts auf Privatsphäre zu gewährleisten, darunter in Verfahren im
Zusammenhang mit Adoption, Kindesmissbrauch, Sorgerecht oder Wohnsitz. In
der Tat sei die Wahrung der Vertraulichkeit bei derartigen Verfahren nicht nur
entscheidend, um sicherzustellen, dass die Eltern und andere Zeugen sich
imstande fühlen, sich über sehr persönliche Angelegenheiten ohne Angst vor
öffentlicher Neugierde oder Stellungnahme offen zu äußern, sondern auch, um
zum Schutz der Identität des Kindes, seines Wohlergehens und seiner Würde,
seiner Persönlichkeitsentwicklung, psychischen Unversehrtheit und Beziehungen
zu anderen Menschen, insbesondere unter Familienmitgliedern, die
personenbezogenen Daten des Kindes zu schützen.

Der EGMR stellte fest, dass der Fall das Medieninteresse erregt hat, wodurch die
Privatsphäre des Kindes ernsthaft gefährdet wird. Er führte jedoch auch an, dass
sich N. Š. durch die Teilnahme an der umstrittenen Fernsehshow und die Hinweise
auf verschiedene Mängel bei der Bearbeitung des Sorgerechtsfalls an einer
Debatte beteiligt hat, die zu Angelegenheiten von öffentlichem Interesse
beitragen kann, insbesondere im Hinblick auf das ordnungsgemäße Funktionieren
des Systems der Kinderfürsorgeverfahren. In diesem Zusammenhang müssten die
innerstaatlichen Behörden die Freiheit, zu einer Angelegenheit von öffentlichem
Interesse Stellung zu nehmen, und die Notwendigkeit, das Kindeswohl und das
Recht des Kindes auf Privatsphäre zu schützen, sorgfältig gegeneinander
abwägen. Dabei hätten sie die besonderen Umstände des Falls zu untersuchen
und gleichzeitig zu berücksichtigen, dass das Recht des Kindes, dass sein Wohl
eine vorrangige Erwägung ist, bedeutet, dass das Kindeswohl eine hohe Priorität
hat und nicht nur eine von mehreren Erwägungen ist. Daher müsse dem, was dem
Kindeswohl dient, ein maßgebliches Gewicht beigemessen werden, vor allem
wenn eine Handlung unbestreitbare Auswirkungen auf das betroffene Kind hat.
Der EGMR befand, dass die innerstaatlichen Gerichte die oben angeführten
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Erwägungen nicht berücksichtigt haben, hauptsächlich aufgrund einer rein
formalistischen Herangehensweise an den Begriff der Vertraulichkeit des
Verfahrens und der ausschließlichen Konzentration auf die Offenlegung
vertraulicher Informationen als einer Straftat. Der von den innerstaatlichen
Gerichten verfolgte formalistische Ansatz stehe im Widerspruch zu den in der
Rechtsprechung des EGMR entwickelten Anforderungen, da es an einer
angemessenen Überprüfung bezüglich der Frage mangele, ob der Eingriff in die
durch Artikel 10 der EMRK geschützten Rechte gerechtfertigt war. Der EGMR
nahm auf die Tatsache Bezug, dass die umstrittene Fernsehshow, an der N. Š.
teilnahm, keine Informationen lieferte, die der Öffentlichkeit noch nicht bekannt
waren. Insbesondere der Name des Kindes und die Namen weiterer beteiligter
Personen seien aus vorangegangenen Medienberichten bereits wohlbekannt,
ebenso wie Einzelheiten über den Verlauf und Stand des Verfahrens in dem
Sorgerechtsfall. Darüber hinaus könne die Teilnahme von N. Š. an der
umstrittenen Fernsehshow nicht isoliert betrachtet werden, sondern müsse im
breiteren Kontext der Medienberichterstattung über den Fall gesehen werden. Die
innerstaatlichen Gerichte hätten es außerdem unterlassen, die Rolle der
Journalisten bei der Offenlegung der vertraulichen Informationen zu klären, und
sie hätten die Tatsache nicht berücksichtigt, dass die Teilnahme von N. Š. an der
umstrittenen Fernsehshow nicht darauf abzielte, die Neugierde einer bestimmten
Zielgruppe in Bezug auf Einzelheiten zum Privatleben einer Person zu befriedigen,
sondern in dem Bestreben erfolgte, das Kindeswohl zu schützen, indem Fragen im
Zusammenhang mit dem Versagen der Sozialfürsorgedienste aufgeworfen
wurden. Der EGMR legte besonderen Nachdruck darauf, dass die innerstaatlichen
Gerichte es unterlassen hatten, all diese relevanten Umstände zu untersuchen,
und es versäumt hatten, eine Abwägung vorzunehmen, wie es die
Rechtsprechung des Gerichtshofs in Situationen verlangt, in denen es zu
Konflikten zwischen Rechten gemäß Artikel 10 und Artikel 8 der EMRK kommt.
Folglich stellte er einstimmig eine Verletzung von Artikel 10 EMRK fest.

 

Judgment by the European Court of Human Rights, First Section, case of
N.Š. v. Croatia, Application no. 36908/13, 10 September 2020.

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-204320

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Erste Sektion, Fall N. Š.
gegen Kroatien, Beschwerde Nr. 36908/13, 10. September 2020.
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